
Schwangere Frau sucht Beratung und wünscht Anonymität bei Entbindung. Das Hilfetelefon „Schwangere in Not – anonym & sicher” 
oder die Internetseite www. geburt-vertraulich.de bieten eine Erstberatung. Sie vermitteln kostenfrei und rund um die Uhr zur 
nächstgelegenen Beratungsstelle und zeigen Wege zur Kontaktaufnahme mit dieser auf: Innerhalb der regulären Öffnungszeiten 
kann dort schnellstmöglich ein Termin mit einer Beraterin vereinbart werden.

Ablauf der Beratung und Verfahren einer vertraulichen Geburt

Vor der Geburt

Beratungsgespräch
Krisensituation beleuchten, die Frau in ihrer Situation annehmen, geeignete Hilfen anbieten – auch solche, bei denen die Frau ihre 
Identität beibehalten kann → § 2 Abs. 4 SchKG

Wenn die Frau keine Anonymität mehr wünscht: 
a) Wege für ein Leben mit dem Kind suchen oder
b) Frau über Adoption informieren

Wenn die Frau weiterhin Anonymität wünscht:  
In Kooperation mit der Adoptionsvermittlungsstelle über 
die Möglichkeit der vertraulichen Geburt informieren →
§ 25 Abs. 1 S. 1 und Abs. 4 SchKG. Informationen geben zu:
Ablauf des Verfahrens, Rechtsfolgen, Rechten des Kindes und
des Vaters, Bedeutung der Kenntnis über die eigene Herkunft, 
Ablauf eines Adoptionsverfahrens, Voraussetzungen für die
spätere Rücknahme des Kindes, Verfahren zur Einsichtnahme
des Kindes in den Herkunftsnachweis ab dem 16. Lebensjahr
und familiengerichtliches Verfahren. → §§ 25 Abs. 2 SchKG

Wenn a):
Frau Hilfen anbieten: ggf. 
Stiftungsantrag, stationäre 
Hilfe, weitere Schritte der 
Beratung

Wenn b):
Kontakt zur Adoptions  ver-
mittlungsstelle herstellen

Wenn die Frau sich gegen eine vertrauliche Geburt 
entscheidet, soll ihr weiterhin anonyme Beratung 
angeboten und gewährt werden.  
→ § 25 Abs. 5 und § 30 Abs. 1S. 2 SchKG

Frau nach Pseudonymwunsch fragen: fingierten Vor- und Nachnamen 
festhalten → § 26 Abs. 1 Nr. 1 SchKG
Wunsch der Frau bzgl. des/der Vornamen für das Kind erfragen:  
weiblichen/männlichen Vorschlag festhalten → § 26 Abs. 1 Nr. 2 SchKG¹

Herkunftsnachweis erstellen  
Aufnahme von (wahrem) Namen, Geburtsdatum und Anschrift 
der Frau → § 26 Abs. 2 SchKG, Kontrolle der Daten anhand 
eines gültigen und geeigneten Ausweises

Der Umschlag des Herkunftsnachweises muss vor 
 Über sendung an das BAFzA folgendes enthalten: 
Hinweis,  dass Inhalt ein Herkunftsnachweis ist 
Angabe:  Pseudonym der Frau, 

Geburtsdatum und Geburtsort des Kindes,
Name und Anschrift der Geburtshilfeeinrichtung 
oder Hebamme, 
Name und Anschrift der Beratungsstelle 

Der Brief soll so verschlossen werden, dass er nicht unbe-
merkt geöffnet werden kann. →§ 26 Abs. 3 SchKG

Beratungsstelle informiert Jugendamt über
Pseudonym der Frau, voraussichtlichen Termin der vertrauli-
chen Geburt und Adresse der gewählten Geburtshilfeeinrich-
tung oder Hebamme  
→ § 26 Abs. 5 SchKG

Beratungsstelle meldet die Frau unter ihrem Pseudonym bei 
der (von ihr gewünschten) Geburtshilfeeinrichtung oder Heb-
amme an, teilt Wunschvornamen für das Kind mit und dass es 
sich um eine vertrauliche Geburt handelt → § 26 Abs. 4 SchKG

Jugendamt trifft Vorbereitungen für Inobhutnahme, Bestel-
lung eines Vormunds und Suche nach geeigneten Adoptions-
bewerbern/einer geeigneten Pflegestelle.

1  Wünschenswert wäre, wenn die Frau weitere Informationen hinterlässt, die für das Kind von Interesse sein können (z.B. Schwangerschaftsverlauf, gesundheitliche Situation, 
familiäre Lebensumstände).
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Nach der Geburt

Geburtshilfeeinrichtung (oder Hebamme) meldet dem Standesamt  
die Geburt  (Geburtsanzeige) 
Pseudonym der Mutter, Wunsch für den Vornamen des Kindes, 
 Geschlecht des Kindes, Datum, Uhrzeit und Ort der Geburt → § 18 PStG

Geburtshilfeeinrichtung/Hebamme meldet der 
Beratungsstelle (schriftlich) Geburtsdatum und 
Geburts ort unter Angabe des Pseudonyms der 
Mutter. → § 26 Abs. 6 SchKG

GEBURTSHILFEEINRICHTUNG/HEBAMME GEBURTSHILFEEINRICHTUNG/HEBAMME

Standesamt2 entscheidet über Nach-
namen des Kindes → § 26 Abs. 7 
SchKG und meldet die Geburt beim 
Familien gericht → § 168a Abs. 1 
FamFG

Standesamt meldet dem 
Bundesamt für Familie 
und zivilgesellschaftliche 
Aufgaben (BAFzA)3 den 
Vor- und Nachnamen des 
Kindes zusammen mit dem 
Pseudonym der Mutter.  
→ § 26 Abs. 7 SchKG

Beratungsstelle übersendet den 
Herkunftsnachweis, ergänzt um die 
Angaben zur Geburt, an das BAFzA. 
→ § 27 Abs. 1 SchKG

STANDESAMT STANDESAMT BERATUNGSSTELLE

Beratungsstelle übersendet Nach-
richten der Mutter für das Kind an die 
Adoptionsvermittlungsstelle, bei nicht 
adoptierten Kindern (Pflegekindern) an 
das BAFzA. Der Vormund kann sie 
jederzeit einsehen. → § 26 Abs. 8 SchKG

Familiengericht bestellt einen Vor-
mund für das Kind, da die elterliche 
Sorge der Mutter ruht. → § 1674a BGB

FAMILIENGERICHT

BAFzA vermerkt den 
Vor- und Nachnamen des 
Kindes auf dem Herkunfts-
nachweis und bewahrt ihn 
sicher auf. 
→ § 27 Abs. 2 SchKG

BAFzA

BERATUNGSSTELLE

Beratungsstelle dokumentiert den 
Beratungsfall ausschließlich unter Ver-
wendung des Pseudonyms der Mutter 
(dient dem jährlichen Bericht über die 
jeweilige Landesbehörde an das BAF-
zA). → § 33 SchKG

Jugendamt nimmt das Kind in Obhut. 
→ analog zu § 42 Abs. 1 SGB VIII

Vormund entscheidet über die Un-
terbringung des Kindes, wenn möglich 
unter Berücksichtigung der Wünsche, 
die die Mutter ggf. in der Beratung 
geäußert hat. → analog zu § 36 Abs. 1 
S. 4 i.V.m. § 5 Abs. 2 S. 1 SGB VIII

BERATUNGSSTELLE

JUGENDAMT

VORMUND
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2 Die zuständige Behörde variiert je nach Bundesland (z. B. Standesamt, Gemeindebehörde oder Senatsverwaltung). 
3 Adresse BAFzA: Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben, An den Gelenkbogenhallen 2-6, 50679 Köln
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Nach der Geburt

Ab Vollendung des 15. Lebensjahres des Kindes kann die Mutter unter ihrem Pseudonym bei einer Beratungsstelle erklären, dass 
dem Einsichtsrecht des Kindes (ab seinem 16. Geburtstag) eigene Belange entgegenstehen. Sie hat Geburtsort und Geburtsdatum 
des Kindes mitzuteilen. Die Beratungsstelle zeigt der Mutter Hilfsangebote auf und bespricht mit ihr mögliche Maßnahmen zur 
Abwehr der befürchteten Gefahren, um die Bedenken möglichst auszuräumen. Sie informiert die Mutter über das weitere Verfah-
ren, insbesondere, dass das Kind sein Einsichtsrecht gerichtlich geltend machen kann. → § 31 Abs. 2 SchKG

Mit Vollendung des 16. Lebensjahres hat das Kind das Recht, Einsicht in den Herkunftsnachweis zu nehmen oder Kopien zu 
verlangen (Einsichtsrecht). → § 31 Abs. 1 SchKG. 

Bestehen die Bedenken der Mutter fort, informiert die Bera-
tungsstelle das BAFzA über die Erklärung der Mutter und die 
von ihr zu benennende Vertrauensperson (Verfahrensstand-
schafter/in). → § 31 Abs. 3 SchKG

Die Beratungsstelle informiert das BAFzA unverzüglich  
über die Erklärung der Mutter, ihre Person sowie die von ihr 
benannte Vertrauensperson. → § 31 Abs. 3 S. 4 SchKG.

Das BAFzA darf dem Kind in diesem Fall keine Einsicht in den 
Herkunftsnachweis gewähren. → § 31 Abs. 4 SchKG

Das Kind kann sein Einsichtsrecht vor dem Familiengericht 
geltend machen. Das BAFzA darf dem Kind so lange keine 
Einsicht gewähren, bis das familiengerichtliche Verfahren 
abgeschlossen ist. → § 31 Abs. 4 SchKG

Hatte die Mutter zuvor keine Bedenken geltend gemacht oder 
bestehen ihre zuvor geltend gemachten Bedenken nicht fort, 
ist dem Kind Einsicht in den Herkunftsnachweis zu gewähren. 
→ § 31 Abs. 1 SchKG

3 | 3

3 Adresse BAFzA: Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben, An den Gelenkbogenhallen 2-6, 50679 Köln

Am familiengerichtlichen Verfahren sind das Kind, die Vertrauensperson der Mutter (weiterhin unter ihrem Pseudonym) und das 
BAFzA beteiligt. → § 32 Abs. 3 S. 1 SchKG. Bei Ablehnung des Antrags kann das Kind frühestens drei Jahre nach rechtskräftigem 
Gerichtsbeschluss erneut einen Antrag beim Familiengericht stellen. → § 32 Abs. 5 SchKG

FAMILIENGERICHT

Stand: Januar 2021




